Bundesgesetz Vorentwurf 2012
Uber internationale Rechtshilfe in Strafsachen

(Rechtshilfegesetz, IRSG)

Anderung vom ...

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom ................... 1
beschliesst:

Das Rechtshilfegesetz vom 20. Mérz 19812 wird wie folgt geéndert:

Art. 3 Abs. 3 (letzter Satz) und 4 (neu)

3 Einem Ersuchen wird nicht entsprochen, wenn Gegenstand des Verfahrens eine Tat
ist, die auf eine Verkiirzung fiskalischer Abgaben gerichtet erscheint oder VVorschrif-
ten Uber wahrungs-, handels- oder wirtschaftspolitische Massnahmen verletzt. VVor-
behalten bleibt Absatz 4.

4 Es wird entsprochen:

a. einem Ersuchen um Rechtshilfe nach dem dritten Teil dieses Gesetzes, wenn
ein Abgabebetrug Gegenstand des Verfahrens ist;

b. einem Ersuchen nach allen Teilen dieses Gesetzes, wenn ein qualifizierter
Abgabebetrug im Sinne von Artikel 14 Absatz 4 des Bundesgesetzes vom
22. Marz 19743 {iber das Verwaltungsstrafrecht Gegenstand des Verfahrens
ist;

c. einem Ersuchen nach allen Teilen dieses Gesetzes, wenn:

1.  Gegenstand des Verfahrens eine strafbare Handlung im Bereich der
Abgaben, Steuern, Z6lle und Devisen ist, und

2. mit dem ersuchenden Staat ein Doppelbesteuerungsabkommen in
Kraft ist, das Amtshilfe bei Steuerhinterziehung und Steuerbetrug vor-
sieht.
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Art. 64 Abs. 1a (neu)

12 Handelt es sich bei der im Ausland verfolgten Tat um eine Steuerhinterziehung,
dirfen Massnahmen nach Absatz 1 angeordnet werden, wenn:

a. mit dem ersuchenden Staat ein Doppelbesteuerungsabkommen in Kraft ist,
das Amtshilfe bei Steuerhinterziehung und Steuerbetrug vorsieht; oder

b. ein Ubereinkommen des Europarats anwendbar ist, das fiir die verfolgte Tat
eine Verpflichtung zur Leistung von Rechtshilfe vorsieht.

Art. 67 Abs. 2 Bst. c und d (neu)

2 Eine weitere Verwendung bedarf der Zustimmung des Bundesamtes. Diese ist
nicht nétig:

c. wenn die Tat, auf die sich das Ersuchen bezieht, eine strafbare Handlung
nach Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe c darstellt, fiir die Rechtshilfe zul&ssig
ist; oder

d. wenn die Tat, auf die sich das Ersuchen bezieht, eine strafbare Handlung
naqh Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe ¢ Ziffer 1 darstellt, fiir die das anwendba-
re Ubereinkommen des Europarats Rechtshilfe vorsieht.

Art. 110c (neu) Ubergangsbestimmung zur Anderung vom .....

Die Bestimmungen der Anderung vom ....... dieses Gesetzes gelten, wenn die Tat,
auf die sich das Ersuchen bezieht, nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes begangen
worden ist.

' Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.



	Art. 3 Abs. 3 (letzter Satz) und 4 (neu)
	Art. 64 Abs. 1a (neu)
	Art. 67 Abs. 2 Bst. c und d (neu)
	Art. 110c (neu)   Übergangsbestimmung zur Änderung vom …..

